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Loyalität der Lehrpersonen 
Die Abteilung Recht des DBK beleuchtet im DBKaktuell von Zeit zu Zeit ein-
zelne Rechtsfragen aus dem Tätigkeitsbereich des DBK: In dieser Ausgabe 
einige Fragen rund um das Thema «Loyalität der Lehrpersonen».

Begriff der Loyalität

Der Begriff «Loyalität» existiert 
weder in einem Gesetz noch im 
Gesamtarbeitsvertrag (GAV) vom 
25. Oktober 2004 (BGS 126.3). Ge-
meint ist damit die allgemeine 
Treuepflicht von Arbeitnehmen-
den gegenüber ihren Arbeitge-
benden und gilt selbstverständ-
lich auch für Lehrpersonen. 

Mit der 
Treuepflicht 
will das Ge-
meinwe-
sen sicher-
stellen, dass 
seine Lehr-
personen 
die ihnen 
übertrage-
nen Arbei-
ten sorg-
fältig und 
gewissen-
haft ausfüh-
ren und dabei die Interessen des 
Gemeinwesens bzw. ihrer Arbeit-
gebenden wahren (§§ 6 und 35 
des Gesetzes über das Staatsper-
sonal [StPG] vom 27.9.1992 [BGS 
126.1] und §§ 54 und 55 GAV).

Umfang der Treuepflicht
Inhaltlich bedeutet Treue-

pflicht, dass Lehrpersonen alles zu 
tun haben, was die Interessen der 
Schule bzw. der Arbeitgebenden 
fördert und alles zu unterlassen, 
was sie beeinträchtigt. Die Trennli-
nie, was rechtlich möglich und mit 
der Stellung als Lehrperson noch 
zu vereinbaren ist, lässt sich nicht 
messerscharf ziehen. 

Die Treuepflicht findet ihre 
Grenzen bei der unzulässigen Be-
schränkung von Grundrechten. 
Wenn eine Grundrechtseinschrän-
kung im öffentlichen Interesse 
liegt, im Gesetz vorgesehen wie 
auch verhältnismässig ist, gilt die 
Treuepflicht weiterhin.

Meinungsäusserungsfreiheit

Einerseits unterliegen Lehr-
personen vor allem im Zusam-
menhang mit dem ideellen Wert, 
der sich mit dem Lehramt verbin-
det, und der ausgeprägten Mög-
lichkeit, Kinder und Jugendliche 
zu beeinflussen, einer erhöhten 
Treuepflicht. 

Andererseits haben sie ein ver-
fassungsmäs-
siges Recht 
auf freie Mei-
nungsäusse-
rungsfreiheit 
(Art. 16 der 
Bundesver-
fassung der 
Schweizeri-
schen Eidge-
nossenschaft 
(BV) vom 
18.4.1999 [SR 
101]). 

Grenzen 
der Meinungsäusserungsfreiheit 
liegen dort, wo Lehrpersonen in-
ner- und ausserhalb der Schule An-
sichten vertreten, die sich mit den 
Grundauffassungen des Gemeinwe-
sens (nicht der Vorgesetzten!) und 
der Verfassung nicht mehr verein-
baren lassen. 

Politische Kampfmassnahmen 
wie Streik, Warnstreik und Aus-
sperrung sind ausgeschlossen, so-
weit Punkte betroffen sind, die im 
GAV geregelt sind. Die vertrags-
schliessenden Personalverbände 
verpflichten sich, in diesem Sinne 
auf ihre Mitglieder einzuwirken (§ 
19 GAV).

Amtsgeheimnis
Auch Lehrpersonen sind ver-

pflichtet, über Angelegenhei-
ten, die ihnen in ihrer dienst-
lichen Stellung zur Kenntnis 
gelangt sind oder die nach ihrer 
Natur oder nach besonderer Vor-
schrift geheim zu halten sind, Still-

schweigen zu bewahren. Diese 
Verpflichtung bleibt nach Auflö-
sung des Anstellungsverhältnisses 
weiter bestehen (§ 38 StPG und  
§ 57 GAV).

Verletzung der Treuepflicht
Die Treuepflicht verletzt, wer 
1. sich ungebührlich, taktlos 

verhält, 
2. sich widerrechtlich verhält 

(z.B. Dienstpflichten verletzt) 
oder

3. strafbare Handlungen zum 
Nachteil der Arbeitgebenden be-
geht (z.B. Veruntreuung, Sachbe-
schädigung, Beschimpfung). 

Die Verletzung der Treuepflicht 
kann anstellungsrechtliche, diszip-
linarrechtliche oder strafrechtliche 
Konsequenzen haben. 

Verhalten bei  
Loyalitätskonflikten

Lehrpersonen dürfen durchaus 
eine allgemeine Kritik an der Tä-
tigkeit einer Behörde des Gemein-
wesens in sachlicher Form anbrin-
gen. 

Bezieht sich die Kritik jedoch 
auf interne Missstände, welche 
die Lehrperson in Ausübung ihrer 
dienstlichen Funktionen zu erken-
nen glaubt, so muss sie zunächst 
eine interne Lösung anstreben 
und die vorgesetzte Stelle über 
die festgestellten Missstände in-
formieren. Sie darf sich erst dann 
an die Öffentlichkeit wenden, 
wenn sie zuvor mit den ihr zur 
Verfügung stehenden Mitteln ver-
geblich versucht hat, gegen Miss-
stände anzukämpfen. Sonst geht 
sie das Risiko ein, die Treuepflicht 
gegenüber den Arbeitgebenden 
zu verletzen.
 

Dr. Dieter Altenburger,  

Abteilung recht DbK

«Aufgrund der besonderen  

Stellung von Lehrpersonen wer-

den an ihre Treuepflicht zu  

den Arbeitgebenden erhöhte  

Anforderungen gestellt.»


